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1. Einleitung

In der groBen Sammlung des Romischen Rechts, dem Corpus luris Civilis,
findet sich in dem Teil der ,,Digesten“ der Satz:

»~Pronuntiatio sermonis in sexu masculino ad utrum sexum plerumque porrigatur.*

Die deutsche Ubersetzung hierzu lautet in der zweisprachigen Ausgabe von
Rudolf Diill (1960, 44f.):

»Wenn in einer Bestimmung das ménnliche Geschlecht genannt ist, erstreckt sie sich

gleichwohl zumeist auf beide Geschlechter.*

Anscheinend hat das Formulierungsprinzip romischer Juristen, Handelnde
und Betroffene in Gesetzestexten meist mit maskulinen Ausdriicken zu bezeich-
nen, irgendwann einmal Auslegungsprobleme bereitet, die mit dieser generellen
Vorschrift ein fiir allemal behoben werden sollten.

Vor knapp zwei Jahren befaBte sich das Bundesarbeitgsgericht mit der
Rechtsbeschwerde eines Betriebsrats, der eine Betriebsvereinbarung unter ande-
rem deshalb fiir unwirksam erklidren lassen wollte, weil sie ,,den begiinstigten
Mitarbeiterkreis mit Hilfe von Begriffen kennzeichnet, die nicht geschlechtsneu-
tral gefaBt sind“. Darin komme ,.eine diskriminierende Absicht zum Ausdruck“.
In der Entscheidung des Gerichts, die Beschwerde abzuweisen, heiit es:

»Wenn eine Versorgungsordnung die Gruppe der Begiinstigten mit Begriffen kenn-

zeichnet, die nicht geschlechtsneutral gefaBt sind, sondern nur die ménnliche Sprach-

form verwenden (z. B. der Prokurist, Meister, Schichtfiihrer), so sind damit im Zweifel
minnliche und weibliche Arbeitnehmer gleichermaBen gemeint.*!

* Vortrag anlaBlich einer Tagung der Kommission fiir Fragen der Sprachentwicklung des
Instituts fiir deutsche Sprache am 1.7. 1988.

! Aktenzeichen 3 ABR 34/85 vom 11.11.1986, abgedruckt in: Der Betrieb, H.19 v.
8.5.1987, S.998.

Publikationsserver des Instituts fiir Deutsche Sprache
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:mh39-87991


theke
Textfeld
Publikationsserver des Instituts für Deutsche Sprache
URN: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:mh39-87991



G. Stickel, Regelungen zur ,Gleichbehandlung 331

Das Gericht begriindet seine Entscheidung mit dem Hinweis auf einen
Sprachgebrauch, ,der nicht sorgfiltig zwischen der ménnlichen und weiblichen
Bezeichnung unterscheide®.

Von ,minnlichen”, ,weiblichen“ und ,geschlechtsneutralen“ ,,Sprachfor-
men*, ,Begriffen“ oder ,,Bezeichnungen* handeln auch mehrere Antrége, die in
den letzten beiden Jahren zwei Landtagen und dem Bundestag vorgelegt worden
sind. Anders als in der zitierten Auslegungsvorschrift aus dem Romischen Recht
und dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts geht es dabei aber nicht um Deutung,
sondern um Anderung des Sprachgebrauchs in Rechts- und Verwaltungstexten.
Die Antriage sind nicht etwa durch Streit dariiber begriindet, ob bestimmte
Rechtsvorschriften nur auf Ménner oder auch auf Frauen anzuwenden sind.
Gravierende sprachbedingte Auslegungskonflikte dieser Art hat es meines Wis-
sens zumindest in der bundesdeutschen Rechtsgeschichte nicht gegeben. Mit den
beantragten Regelungen soll vielmehr der Sprachkritik bestimmter Richtungen
der Frauenbewegung entsprochen werden, die den derzeitigen Sprachgebrauch als
symptomatisch oder sogar ursichlich fiir die Benachteiligung von Frauen in der
Gesellschaft ansehen. Linguistinnen, die wie Pusch, Guentherodt, Hellinger,
Tromel-Plstz (s. Lit.-Verz.) diese Auffassung seit Jahren vertreten und propagie-
ren, rechnen sich selbst zur feministischen Bewegung. Ich werde deshalb diese
spezielle Ausprdgung des Feminismus Sprachfeminismus nennen.

Neben anderen Bereichen und Aspekten feministischer Sprach- und Spre-
cherkritik?, die im folgenden unberiicksichtigt bleiben, sind es Form und
Gebrauch von Personenbezeichnungen, die vom Sprachfeminismus als ,sexi-
stisch®, als ,,diskriminierend“ fiir Frauen kritisiert werden und auf die sich die
geforderten gesetzlichen Sprachregelungen konzentrieren.

2. Die geforderten Regelungen

Bisher sind folgende EntschlieBungsantrage und Gesetzesentwiirfe vorgelegt
worden:

— Eine BeschluBempfehlung des Hauptausschusses an den Hessischen Landtag zur
,»Gleichbehandlung von Frauen und Ménnern in Gesetzestexten*, die vom Plenum
am 17. Dezember 1986 angenommen wurde.? Die Empfehlung geht auf einen Antrag
zum gleichen Thema zuriick, der anderthalb Jahre zuvor, am 26.2.1985, von der
Fraktion der Griinen gestellt worden war.*

- Ein EntschlieBungsantrag der Fraktion der Griinen an den Niederséchsischen Land-
tag vom 26. 5. 1987 zur ,,Gleichberechtigung von Frauen und Miannern in niedersich-
sischen Gesetzestexten und in der Amtssprache“.* Mit diesem Antrag konkurriert

2 Einen guten Uberblick {iber den deutschsprachigen Bereich gibt Schoenthal (1985). Eine
kritische Darstellung der wichtigsten sprachtheoretischen Positionen bietet Cameron
(1985), die sich selbst zum Feminismus zdhlt, die sprachreformerischen Bestrebungen
englischsprachiger Sprachfeministinnen jedoch sehr skeptisch betrachtet.

3 Siehe Hessen-HauptausschuBl 1986.

4 Siehe Hessen-Griine 1985.

5 Siehe Nieders. Griine 1987.
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ein Gesetzentwurf der niederséchsischen Landesregierung vom 21.1.1988 ,zur
Gleichstellung der Frau in der Rechts- und Verwaltungssprache“.® Zu beiden
Entwiirfen laufen noch die AusschuBSberatungen.

— Drei Antrige an den Bundestag, und zwar je ein Antrag der SPD und der Griinen zu
»Geschlechtsneutralen Bezeichnungen*’ und ein Antrag der Bonner Regierungskoa-
lition zu ,,Geschlechtsbezogenen Formulierungen in Gesetzen, Rechtsverordnungen
und Verwaltungsvorschriften“.# Nach der Bundestagsdebatte am 6. 11.1987 wurden
diese Antrage zundchst an die Ausschiisse verwiesen. In seiner Stellungnahme vom
18.4.1988 empfiehlt der RechtsausschuB dem Bundestag die Annahme des Antrags
der Regierungskoalition, d. h. der Fraktionen der CDU/CSU und FDP.?

Moglicherweise gibt es inzwischen dhnliche Initiativen in weiteren Bundes-
landern. Die genannten und eventuelle weitere Entwiirfe und Antrige sind noch
nicht in Form von Gesetzen beschlossen. Da die deutsche Sprache mit Ausnahme
der Rechtschreibung bisher keinen generellen staatlichen Vorschriften unterliegt,
1aBt sich also zur Zeit noch sagen: Sprachgesetze gibt es in der Bundesrepublik
Deutschland nicht und - soviel ich weil — auch nicht in den anderen deutschspra-
chigen Staaten. Der zur Begriindung von Sprachvorschriften oft zitierte § 611 b des
Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) ist selbst keine Sprachvorschrift. Er sagt nichts
dariiber aus, wie sprachlich zu beachten ist, daB ,,ein Arbeitsplatz weder 6ffentlich
noch innerhalb des Betriebs nur fiir Médnner oder nur fiir Frauen“ ausgeschrieben
wird. Offensichtlich ist aber, daB die Forderung nach staatlichen Sprachregelun-
gen derzeit Konjunktur hat.

Den angestrebten gesetzlichen Regelungen und EntschlieBungen inhaltlich
vergleichbar sind Sprachvorschriften oder -empfehlungen in Form von Erlassen,
die schon fiir einige Bereiche der staatlichen und kommunalen Verwaltungen
gelten. Sie betreffen aber meist nur den Sprachgebrauch in Vordrucken und die
Form von Titeln und Dienstbezeichnungen wie Amtmdnnin und Amtfrau. In
einigen Fillen haben solche Erlasse schon Auswirkungen auf die Formulierung
von Landesgesetzen und anderen Rechtsvorschriften gehabt, so der ErlaB der
Regierung des Saarlandes vom 20. 5.1986 iiber die ,,Gleichbehandlung von Frauen
und Minnern in amtlichen Verlautbarungen“ (Saarl. Regierung 1986).

Hinzuweisen ist auch noch auf Richtlinien und Empfehlungen, die von
Vertreterinnen des Sprachfeminismus vertffentlicht worden sind. Es sind:

- ,Richtlinien zur Vermeidung sexistischen Sprachgebrauchs“ von Guentherodt, Hel-
linger, Pusch und Tromel-Pl6tz, die 1980 in den Linguistischen Berichten erschienen
und zwei Hefte spiter (1981) ohne wesentliche Anderungen noch einmal abgedruckt
wurden;

- ,,Empfehlungen zur Vermeidung von sexistischem Sprachgebrauch in offentlicher
Sprache“ von Hellinger, Kremer und Schripel (1985);

- ,,Linguistische Empfehlungen zur sprachlichen Gleichbehandlung von Frau und
Mann“ von Ruth Wodak u. a. (1987);

¢ Siehe Nieders. Regierung 1988.

7 Siehe SPD 1987 u. Bundes-Griine 1987.
8 Siehe Bundes-CDU/CSU/FDP 1987.

9 Siehe Bundes-Ausschuf3 1988.
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- ,, Empfehlungen fiir die (zumindest) sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und
Minnern“ von Dorte Jack (1987).

Ich erwihne diese Empfehlungen vor allem deshalb, weil sie neben anderen
Arbeiten und Aktivititen das Bemiihen des Sprachfeminismus um Anderung
personenbezogener Ausdriicke besonders deutlich und iibersichtlich dokumentie-
ren, ein Bemiihen, das sich unter anderem schon auf den Sprachgebrauch in
Stellenanzeigen, in einem Teil der Verwaltungstexte, auf die genannten Erlasse
und die Antriage an Landtage und Bundestag ausgewirkt hat.

Worum geht es in den bei den Parlamenten beantragten Sprachregelungen?
In allen Fillen geht es darum, den Sprachgebrauch im Rechtswesen und in der
offentlichen Verwaltung so zu @ndern, da8 auf Menschen mit zum Teil anderen
sprachlichen Ausdriicken als bisher Bezug genommen wird. Die im Grundgesetz
(Art. 3 GG) verfafite Gleichberechtigung von Minnern und Frauen soll in Geset-
zen und Verwaltungstexten auch sprachlich beriicksichtigt werden. In einigen
Antridgen und parlamentarischen Diskussionsbeitridgen ist deswegen von ,,sprach-
licher Gleichberechtigung®, ,Gleichbehandlung® oder ,Gleichstellung” von
Frauen und Minnern die Rede.

Die Antréige und Entwiirfe sind verschieden lang und unterschiedlich explizit
und lassen deshalb nicht genau erkennen, inwieweit dieselben sprachlichen Phé-
nomene gemeint und die gleichen sprachlichen Anderungen beabsichtigt sind. Der
SPD-Antrag an den Bundestrag besteht nur aus wenigen Zeilen. Der Antrag der
Griinen an den Niedersichsischen Landtag umfaBt einschlieBlich der Begriindung
viereinhalb Druckseiten. Mir kommt es aber nicht auf eine Ermittlung der
parteipolitischen Einstellungen zum Sprachfeminismus an, zumal die landes- und
bundespolitischen Bemiihungen der Parteien in dieser Hinsicht uneinheitlich
sind.® Fiir wichtiger halte ich es, die beantragten Regelungen nach ihrer linguisti-
schen Erheblichkeit, nach dem AusmaB der angestrebten Anderungen des
Sprachgebrauchs zu erortern.

Am weitesten geht der am 26.2.1985 vorgelegte Antrag der Griinen in
Hessen; d.h. er sieht einen Sprachgebrauch vor, der am stirksten von dem
derzeitigen abweicht. Die zentrale Bestimmung zu Gebrauch und Form von
Personenbezeichnungen lautet:

,Im Gesetzestext soll entweder eine neutrale Form oder die weibliche Form aufgefiihrt

werden. Die ménnliche Form einer Bezeichnung kann nicht als Oberbegriff angesehen

werden, der die weibliche und ménnliche Form einschlieBt.« (s. Hessen-Griine 1985)

Hiernach sollen die sogenannten ,,médnnlichen Formen“ in hessischen Geset-
zen offensichtlich nicht mehr vorkommen. Etwas weniger rigoros ist die Forde-
rung der niedersichsischen Griinen vom 26.5.1987 an die Landesregierung,

»die Gesetzes- und Amtssprache so zu dndern, daB Funktionen und Amter und
sonstige Personenbezeichnungen im Regelfalle beide Geschlechter benennen, im

10 So ist der Antrag der Griinen im Bundestag im Hinblick auf das AusmaB der geforderten
Anderungen gemaBigter als die Antrige der hessischen und der niedersichsischen Grii-
nen. Der Antrag der Bonner Regierungskoalition wird wiederum ,feministischer* begriin-
det als der Gesetzentwurf der Niedersachsischen Regierung..
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Ausnahmefall geschlechtsneutral oder in der weiblichen Sprachform aufgefiihrt wer-

den.“ (s. Nieders. Griine 1987)

In der Begriindung heiit es u. a., ,,. .. die ménnlichen Personenbezeichnun-
gen sind nicht geschlechtsneutral!“ Der Ausnahmefall, in dem die ,weibliche
Form* verwendet werden soll, ist laut Begriindung immer dann gegeben, ,,wenn
keine geschlechtsneutralen Formulierungen gefunden werden kénnen oder nicht
moglich sind“ und ,,wenn das sogenannte Splitting (Richterin/Richter) dazu fiihrt,
daB die Sprache schwerfillig, unverstidndlich oder schlecht erfaBbar wird“. Bei
strikter Anwendung dieser Kriterien hitte die Regelung der niedersédchsischen
Griinen dhnliche sprachliche Ergebnisse wie die der hessischen, da durch ,,Split-
ting* die ,,Sprache“ durchweg ,.schwerfillig, unverstandlich oder schlecht erfaBbar
wird“. Hierzu unten mehr.

Keine Bevorzugung der ,,weiblichen Form“ sieht die BeschluBempfehlung
des Hauptausschusses des hessischen Landtags vom 18.11.1986 vor, die auf den
Antrag der Griinen zuriickgeht, aber auch von Vertretern der SPD und der CDU
getragen wird. Kern der empfohlenen Regelung ist:

,»Im Gesetzestext sollen grundsitzlich die weibliche und die mannliche Form oder eine

neutrale Form einer Personenbezeichnung aufgefiihrt werden.* (s. Hessen-AusschuB

1986) Und weiter heiBt es auch hier: ,,Die ménnliche Form einer Bezeichnung kann

nicht als Oberbegriff angesehen werden, der die weibliche und minnliche Form

einschlieBt.*

Diese Bestimmung deckt sich inhaltlich weitgehend mit dem zentralen Satz
aus dem Antrag der Griinen vom 25.9.1987 an den Bundestag:

»Alle personenbezogenen Bezeichnungen sind, wenn sie nicht notwendig ausschlieB-

lich auf ein Geschlecht bezogen sind, geschlechtsneutral oder gleichzeitig weiblich und

ménnlich abzufassen.“ (s. Bundes-Griine 1987)

Die Griinen beantragen damit eine Sprachregelung, die schon Teil (Art. 1,
§ 6) ihres am 9. 10. 1986 vorgelegten Entwurfs eines Antidiskriminierungsgesetzes
war (s. Bundes-Griine 1986). Von den zuvor genannten unterscheidet sich diese
Regelung durch die Beriicksichtigung der Tatsache, daB es neben den vielen
Rechtsvorschriften, fiir die das Geschlecht der Betroffenen unerheblich ist, auch
einzelne geschlechtsspezifische Bestimmungen gibt.

Stark eingeschrinkt ist die von CDU/CSU und FDP am 4.11.1987 bean-
tragte Aufforderung an die Bundesregierung,

,»ab sofort in allen Gesetzentwiirfen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschrif-

ten geschlechtsspezifische Benennungen/Bezeichnungen zu vermeiden und entweder

geschlechtsneutrale Formulierungen zu wihlen oder solche zu verwenden, die beide

Geschlechter benennen, soweit dies sachlich gerechtfertigt ist und die Lesbarkeit und

Verstindlichkeit des Gesetzestextes nicht beeintrachtigt werden.“ (s. Bundes-CDU/

CSU/FDP 1987)

Der Gesetzentwurf der niedersichsischen Landesregierung vom 21. 1. 1988
enthilt die generelle Bestimmung, ,,personenbezogene Bezeichnungen [sind] so
zu wihlen, daB sie Frauen nicht diskriminieren“. Hinzu kommt eine Regelung fiir
den Einzelfall:

»3ind in Rechts- und Verwaltungsvorschriften personenbezogene Bezeichnungen, die
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fiir Frauen und Maénner gelten, nur in ménnlicher Sprachform enthalten, kann im

Einzelfall jeder die jeweils zutreffende weibliche oder mannliche Sprachform verwen-

den; im amtlichen Sprachgebrauch ist sie zu verwenden.“ (s. Nieders. Regierung 1988)

Mit diesen etwas gewundenen Formulierungen wird anders als in den iibrigen
Vorschldgen und Antragen ein Unterschied gemacht zwischen dem Sprachge-
brauch in allgemeinen Vorschriften und dem in Texten, die an einzelne Adressa-
ten gerichtet sind.

Die generelle Vorschrift, bei der Wahl von Personenbezeichnungen die
Diskriminierung von Frauen zu vermeiden, ist verschwommen und rechtlich
problematisch. Andererseits halte ich die Unterscheidung zwischen dem Sprach-
gebrauch in allgemeinen Vorschriften und dem in Texten, die an konkrete
Individuen gerichtet sind, fiir wichtig. Hierauf komme ich spiter noch zuriick.

Es gibt also zur Zeit eine Art Auswahlmenii von Regelungen des kiinftigen
Sprachgebrauchs in Rechts- und Verwaltungstexten. Es reicht von der prinzipiel-
len Vermeidung der sogenannten ,,mannlichen Sprachformen* zugunsten ,,neutra-
ler und ,,weiblicher Formen* bis hin zur weitgehenden Beibehaltung der bisheri-
gen Formulierungsweise bei besserer Beachtung des Sprachgebrauchs individuell
adressierter Texte. Nicht einzuordnen in dieses Spektrum ist der schon erwéhnte
Antrag der SPD-Bundestagsfraktion, der lediglich die Bundesregierung auffor-
dert, ,,alle Gesetze auf ihre geschlechtsspezifischen Formulierungen hin zu iiber-
priifen” und dem Parlament zu berichten, ,,welche Gesetze gedndert werden
miissen und in welcher zeitlichen Folge dies geschehen wird“. (s. SPD 1987)

Eine solche Priifung sollte auf jeden Fall erfolgen, bevor irgendeine Sprach-
regelung als Gesetz beschlossen wird. Die Formulierungsweise der anderen
Antrage und ihrer Begriindungen 148t nidmlich vermuten, daB Verfasser und
Vertreter dieser Regelungsvorschlége sich noch keine klaren Vorstellungen davon
gemacht haben, was sie alles wie gedndert haben mochten. Zu einer solchen
Kldrung gehort ganz wesentlich die Frage, was unter ,,médnnlichen”, ,,weiblichen*
und ,neutralen“ ,Formen“ oder ,Sprachformen“ zu verstehen ist und was
»geschlechtsspezifische“ und ,geschlechtsneutrale“ , Formulierungen* oder
,»,Bezeichnungen“ sind.

Bevor ich zu den geplanten Sprachregelungen und ihren Folgen zuriickkehre,
deshalb ein grammatischer Exkurs, den man Linguisten ersparen koénnte, den ich
aber im Kontext der derzeitigen sprachpolitischen Diskussionen fiir unumgéanglich
halte.

3. Zu Genus und Geschlecht (Sexus) im Deutschen

Anders als die zu Anfang zitierte Auslegungsvorschrift aus dem Romischen
Recht und die zur Zeit beabsichtigten Sprachregelungen mochte ich auf die
Unterscheidung zwischen den Kategoriearten Genus und Sexus nicht verzichten.
Wenn in der sprachpolitischen Diskussion von ,minnlichen“ und ,,weiblichen“
Formen oder Begriffen die Rede ist, wird selten erkennbar, ob damit grammati-
sche Formeigenschaften oder aber Bedeutungseigenschaften sprachlicher Aus-
driicke gemeint sind. Es miite eigentlich fiir jeden verstédndigen Menschen leicht
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sein zu begreifen, daB ,minnlich‘ und ,weiblich‘ zunichst einmal Eigenschaften
von Menschen und anderen Lebewesen sind, daB man sich auf diese Eigenschaf-
ten bei der Verwendung bestimmter sprachlicher Ausdriicke beziehen kann, also
diese Eigenschaften in sprachlichen AuBerungen gemeint oder mitgemeint sein
konnen, die verwendeten Ausdriicke selbst deshalb aber nicht minnlich oder
weiblich sind.

In der Diskussion der sprachlichen Gleichbehandlung wird leider oft verges-
sen, manchmal wohl auch verdringt, daB im Deutschen zwei Kategorisierungen
auseinanderzuhalten sind: einerseits das Genus, die drei formalgrammatischen
Kategorien Maskulin, Feminin und Neutrum, und andererseits Sexus, die inhaltli-
chen Kategorien ,ménnlich‘ und ,weiblich‘ von Wortbedeutungen, die sich auf die
beiden biologischen Geschlechter beziehen. DaB dies keine terminologische Spitz-
findigkeit ménnlicher Linguisten ist, sondern eine sachlich notwendige Unter-
scheidung, wurde zumindest noch vor einigen Jahren auch von grammatisch
kundigen Feministinnen anerkannt.!' Zu der begrifflichen Kontamination tragen
vermutlich die aus der traditionellen Schulgrammatik stammenden Wendungen
»grammatisches Geschlecht* und ,natiirliches Geschlecht“ bei, die Ahnlichkeit
oder Analogie der beiden ,Geschlechtsarten‘ suggerieren. Ich werde Geschlecht
auBer in Zitaten nur als Synonym zu Sexus verwenden.

Wichtig auch fiir die Erorterung der ,sprachlichen Gleichbehandlung' ist, daB
sich die drei Genera als formale Eigenschaften sprachlicher Ausdriicke meist ohne
weiteres objektiv feststellen lassen. Inwiewseit aber bei der Verwendung bestimm-
ter Ausdriicke die Bedeutungseigenschaft ,weiblich‘ oder ,mannlich‘ gemeint bzw.
verstanden wird, kann AnlaB zu Meinungsverschiedenheiten und Grund fiir
Meinungserkldrungen sein; denn sprachliche Bedeutungen sind nicht unmittelbar
erfahrbar oder iiberpriifbar, und sie 4ndern sich zudem im Verlauf der Geschichte
wie auch synchronisch in Abhéngigkeit von Situation und Kontext. DaB mit einem
sprachlichen Ausdruck bei verschiedenen Verwendungen stets die gleiche Bedeu-
tung verbunden ist oder verbunden sein sollte, gehort zu den besonders verbreite-
ten volkslinguistischen Irrtiimern. !

Zusammenhénge zwischen Genus und Sexus im Bereich personenbezogener
nominaler Ausdriicke sollen damit nicht iibergangen werden. Nur konnen diese
Zusammenhénge nicht dahingehend ,vereinfacht’ werden, daB die formalen
Eigenschaften feminin und maskulin als durchgingige Ausdrucksmerkmale fiir die
semantischen Eigenschaften ,weiblich‘ und ,ménnlich‘ zu deuten wéren.'* Deshalb

I Tromel-Pl6tz (1978) unterscheidet sorgfiltig zwischen ,,maskulin“ und ,,minnlich“ und
zwischen ,,feminin“ und ,,weiblich“. Siehe auch Pusch (1984), 169f.

12 Zu ,Volkslinguistik“ s. Brekle (1985), 34-43. Als ,volkslinguistisch“ charakterisiert
Berschin (1987) die hessischen Sprachregelungsantriage (Hessen-Griine 1985) und (Hes-
sen-HauptausschuB3 1986).

13 In solcher Weise wurde in den Anfingen der Germanistik zur Zeit der Romantik noch die
Entstehung der Genera interpretiert. So schreibt Jacob Grimm (1831, 346): , Das gram-
matische genus ist demnach eine in der phantasie der menschlichen sprache entsprungene
ausdehnung des natiirlichen auf alle und jede gegenstinde. Durch diese wunderbare
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noch einige wenige Hinweise, zu denen sich Niheres in mehreren neueren
Grammatiken nachlesen 1aBt.!

Die Genera unterteilen im Deutchen die Substantive und einige Pronomina
in drei grammatische Eigenschaftsklassen. Sie dienen der formalen Kennzeich-
nung der Nominalsyntax. Das Genus eines Substantivs wirkt sich als Bedingung
auf die Flexionsformen der von ihm syntaktisch abhingigen Worter aus: z. B.

ein grofier Arger, der sie plagt

eine grofie Wut, die sie erschreckt

ein grofles Vergniigen, das sie erwartet

Genusunterscheidungen gibt es aber nur bei Nominalgruppen im Singular;
d. h. pluralische Ausdriicke haben keine Genusmarkierung.

Das Fehlen eines durchgehenden Zusammenhangs zwischen den Genera und
den Formen und Bedeutungen der Substantive macht eine der besonderen
Schwierigkeiten aus, die das Deutsche als Fremdsprache lernwilligen Auslindern
bereitet. Nur bei einem Teil der Substantive ergibt sich das Genus aus der
Wortstruktur. Maskulina sind u. a. die Substantive mit dem Ableitungssuffix -er
(Lehrer, Bohrer, Seufzer), Feminina Ableitungen auf -heit, -ung und -in (Grob-
heit, Bildung, Lehrerin), Neutra u. a. Ableitungen auf -chen und -lein (Mdnnchen,
Biichlein). Von den produktiven genusbestimmenden Suffixen ist nur -in wie in
Lehrerin auch geschlechtsspezifizierend. Es kennzeichnet das Denotat als ,weib-
lich‘. Maskuline Ableitungen auf -er konnen sich wie bei Lehrer auf ménnliche
Personen beziehen, dies aber nicht immer. Ich komme auf solche Ausdriicke noch
zuriick. DaB das Suffix -er kein Ausdruck der Bedeutungseigenschaft ,ménnlich¢
ist, zeigen unter anderem Bohrer und Seufzer.

Im Sprachunterricht wird das Genus von Substantiven oft durch Voranstel-
lung eines definiten Artikels verdeutlicht, d. h. es werden Nominalausdriicke im
Nominativ Singular gebildet wie: der Student, die Professorin, das Kind. Dies ist
vermutlich der Grund dafiir, daB auch in sprachpolitischen Diskussionen gelegent-
lich von ,ménnlichen“ oder ,,weiblichen Artikeln gesprochen wird.!s Deshalb der

operation haben eine menge von ausdriicken, die sonst todte und abgezogene begriffe
enthalten, gleichsam leben und empfindung empfangen, und indem sie von dem wahren
geschlecht formen, bildungen, flexionen entlehnen, wird iiber sie ein die ganze sprache
durchziehender reiz von bewegung und zugleich bindender verkniipfung der redeglieder
unvermerkt ausgegoBen.*

Diese Art grammatischer Poesie lebt bis heute in den irrefithrenden Begriffen ,,gram-
matisches Geschlecht“ und ,natiirliches Geschlecht“ fort (Hierzu Grimm 1831, 317f.).
Neuere Forschungen zur Entstehung der Genera in den indoeuropdischen Sprachen
(Lohmann 1932, Wienold 1967, Ibrahim 1973) deuten eher darauf hin, daB die Genera
zunichst mit der Bezeichnung der biologischen Geschlechter gar nichts zu tun hatten.

4 Duden-Grammatik (1984), 200f. et pass.; Engel (1987) 501 ff., Eisenberg (1986), 159 ff.,
Heidolph et al. (1981), 571 ff.

15 Z.B. in der Sitzung des Hessischen Landtags am 5. Juli 1984 (Hessischer Landtag 1984,
S.1341). Von einem ,femininen Artikel* (gemeint ist die) und einem ,maskulinen
Relativpronomen* (der) ist in Hellinger et al. (1985), S.6 u. 8, die Rede. Guentherodt
(1984, S.285) deutet die und sie als geschlechtsidentifizierend in Ausdriicken wie die
Professorin, . . . sie. Die gleichen Formen finden sich aber auch in die Professoren, . .. sie.
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fiir Grammatiker redundante Hinweis, daB die deutschen Artikel wie auch die
Adjektive zwar genusabhingig sind, aber selbst kein Genus und erst recht kein
Geschlecht haben. Auf jede der sechs Formen des definiten Artikels (das, dem,
den, der, des, die) entfallen mehrere der insgesamt 16 Genus-Kasus-Numerus-
Funktionen. Genuseindeutig, wenn auch nicht kasuseindeutig, ist nur die Form
das. Das vermeintlich ,weibliche‘ die und das ,minnliche® der finden sich auch in
Ausdriicken wie die Kinder der Professorin.

Das Genus der allermeisten Substantive hat mit den Bedeutungseigenschaf-
ten ,ménnlich* und ,weiblich* nichts zu tun. Es gibt einige Wortfelder mit vorherr-
schendem Genus. DaBl aber die meisten Baumarten mit Feminina wie Buche,
Eiche, Tanne usw. bezeichnet werden, macht Baume nicht weiblich, zumal Baum
selbst ein Maskulinum ist. Und die maskulinen Bezeichnungen fiir Alkoholika wie
Wein, Likér, Schnaps und viele andere lassen solche Getranke nicht ,mannlicher
erscheinen als das Neutrum Bier. Spekulationen iiber das ,Geschlecht’ von Tag
und Nacht, Mond und Sonne, Verstand und Vernunft beruhen auf der Vermen-
gung von Genus und Sexus und taugen allenfalls zu metaphorisierenden Wortspie-
len (Frau Sonne u.4.).

Zusammenhinge, wenn auch keine konsequenten, zwischen dem Genus von
Substantiven und dem biologischen Geschlecht der damit Bezeichneten gibt es
lediglich bei einem Teil der Ausdriicke zur Bezeichnung von Menschen und
Tieren. Substantive mit mannlichem Denotat sind in der Regel Maskulina (Mann,
Hengst, Stier), solche mit weiblichem Denotat meist Feminina (Frau, Stute, Kuh).
Ausdriicke, die nicht auf das Geschlecht der Bezeichneten verweisen, sind manch-
mal, aber nicht durchweg Neutra (Kind, Fohlen, Kalb). Umgekehrt ist das Genus
der fiir Lebewesen verwendeten Substantive kein durchgéngiges Ausdrucksmerk-
mal fiir geschlechtsspezifische und geschlechtsneutrale Bezeichnungen. Mit dem
Femininum Person und dem Maskulinum Mensch wird nichts iiber das Geschlecht
der damit jeweils Gemeinten mitgeteilt. Eine lexikalische Trias wie Pferd, Hengst,
Stute, also aus geschlechtsneutralem Neutrum, ,méinnlichem‘ Maskulinum und
,weiblichem‘ Femininum, ist nicht die Regel. Mit Feminina wie Maus, Giraffe,
Biene und Maskulina wie Geier, Hund, Elefant und anderen wird meist nicht auf
das Geschlecht der damit bezeichneten Tiere verwiesen. Andererseits werden zur
generellen Geschlechtskennzeichnung vieler Tierarten Neutra verwendet, namlich
Minnchen und Weibchen. Auf die ,weiblichen‘ Neutra Mddchen, Frdulein, Weib
und Mannequin ist oft genug hingewiesen worden.

Wichtig schon wegen ihrer Gebrauchshaufigkeit sind die maskulinen Indefi-
nitpronomina jemand, niemand und wer, deren geschlechtsneutraler Gebrauch
nur sprachlichen Radikalfeministinnen Schwierigkeiten bereitet. Zu diesen Prono-
mina gibt es keine femininen Entsprechungen, nur die Neutra etwas, nichts und
was. In personenbezogenen Kontexten werden auch die Pronominalformen keiner
und jeder hiufig geschlechtsneutral verwendet, obgleich sich zu ihnen feminine
Entsprechungen bilden lassen. Pronominales man hat kein Genus, allenfalls die
mit ein gebildeten Suppletivformen seines Paradigmas (einem, einen), die als
maskulin interpretiert werden konnen.
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Die drei Genera des Deutschen geben also keine grammatische Einteilung
der Welt in minnliche, weibliche und geschlechtslose oder geschlechtsunspezifi-
zierteé Gegenstinde vor. Die auf die griechisch-romische Grammatiktradition
zuriickgehende, bis in die neuere Schulgrammatik reichende Redeweise von dem
,miannlichen‘, ,weiblichen‘ und ,sichlichen‘ Geschlecht ist irrefithrend. Sie ist
ebenso unangemessen wie einige andere naivgrammatische Termini, z. B. ,, Téatig-
keitsworter” anstelle von ,,Verben®.

Die Bedeutungseigenschaften ,miannlich® und ,weiblich® werden - sofern
Bedarf fiir Geschlechtskennzeichnung besteht — mit recht verschiedenartigen
Mitteln ausgedriickt, lexikalischen Paradigmen wie Bruder : Schwester, Hengst :
Stute, spezifizierenden Wortzusammensetzungen wie Ziegenbock, Adlerweibchen,
Elefantenbulle und Ableitungen mit geschlechtsspezifizierenden Suffixen wie in
Wolfin und Ginserich. Die Verschiedenheit der Ausdrucksmittel deutet auch
darauf hin, da wihrend der Entwicklung der Bezeichnungsformen kein durchge-
hender Bedarf bestand, das Geschlecht zum dominanten Merkmal fiir die lexikali-
sche Kennzeichnung aller Lebewesen zu machen.

Das Genus allein wird zur Geschlechtsmarkierung lediglich bei Personenbe-
zeichnungen in der Form von Adjektiven und Partizipien genutzt, z. B. der Alte :
die Alte, ein Angestellter : eine Angestellte. Hierbei bietet aber das sog. Differen-
tialgenus'é nur Unterscheidungsmdoglichkeiten bei einem Teil der Kasusformen im
Singular. Ein Pluralausdruck wie die Alten hat kein Genus. Pluralformen dieser
Art erfordern, falls das Geschlecht der Gemeinten gekennzeichnet werden soll,
zusdtzliche Ausdrucksmittel, z. B. die mdnnlichen Angestellten.

Damit bin ich bei einer Untergruppe der Ausdriicke angelangt, die das
Hauptproblem der geforderten ,sprachlichen Gleichbehandlung® ausmachen, den
nominalen Ausdriicken zur Kennzeichnung von Menschen als Trager von Funk-
tionen, Amtern, Berufen und anderen Eigenschaften, also den Personenbezeich-
nungen.

4. Personenbezeichnungen

Im Hinblick auf die Bedeutungseigenschaften ,ménnlich‘ und ,weiblich’ ist im
Deutschen neben den Wortpaaren Mann und Frau, Junge oder Bub und Mddchen
nur das Wortfeld der Familienbezeichnungen lexikalisch ausgewogen: Vater :
Mutter, Sohn : Tochter, Neffe : Nichte usw. Hinzu kommen geschlechtsiibergrei-
fende bzw. geschlechtsneutrale Bezeichnungen wie Kind, Eltern, Geschwister.
Der Ausbau dieses lexikalischen Feldes ist sicherlich auch dadurch bedingt, dafl
die Kennzeichnung und Wahrnehmung von Familienangehorigen nach ihrem
Geschlecht schon immer wichtig war.

Historisch abwegig wire es jedoch, aus diesen geschlechtssymmetrischen
lexikalischen Verhiltnissen zu schlieBen, daB in deutschsprachigen Familien stets-
Gleichberechtigung der Geschlechter geherrscht hat.

16 Dieser Terminus geht auf Wienold (1967), bes. 149ff., zuriick.
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Die sprachfeministische Kritik der Personenbezeichnungen, die inzwischen
beim Gesetzgeber angelangt ist, bezieht sich auch nicht auf das Familienwortfeld,
sondern auf die Form und Verwendung von Ausdriicken fiir gesellschaftliche und
berufliche Funktionen und Eigenschaften, fir die das Geschlecht der damit
Bezeichneten meist gerade nicht wesentlich ist oder sein sollte. Dieser Wort-
schatzbereich ist im Deutschen im Hinblick auf die Eigenschaften ,weiblich’ und
,ménnlich‘ morphologisch und semantisch asymmetrisch. Zu den wenigen symme-
trischen Wortpaaren dieses Bereichs gehoren Komposita auf -mann und -frau wie
Kaufmann : Kauffrau. Einige der Bildungen auf -frau wie Amtfrau sind aber noch
recht jung und nicht allgemein gebréuchlich.

Mit Ausnahme der schon erwdhnten nominalisierten Partizipien und Adjek-
tive sind die morphologisch einfachen oder einfacheren Ausdriicke iiberwiegend
Maskulina wie Lehrer, Arzt, Assistent, Biirger, Arbeiter usw. Die sog. movierten
Feminina wie Lehrerin, Arztin, Assistentin, Biirgerin, Arbeiterin sind von den
entsprechenden einfacheren Ausdriicken mit dem Suffix -in abgeleitet, das stets
die Bedeutungseigenschaft ,weiblich‘ markiert. Die morphologisch unmarkierten
Maskulina haben bekanntlich zwei Verwendungsarten: Mit ihnen werden entwe-
der Minner bezeichnet, die die betreffenden Berufe oder Funktionen haben, oder
sie werden geschlechtsneutral verwendet, d.h. zur umfassenden Bezeichnung
méannlicher und weiblicher Eigenschaftstrager oder von Menschen, deren
Geschlecht nicht bekannt ist oder unspezifiziert bleiben soll (s. hierzu Oksaar
1976, bes. 73ff.).

Im Unterschied zum Wortfeld der Familie, das zur Geschlechtsunterschei-
dung gut ausgebaut ist, ist in den genannten lexikalischen Feldern der Personenbe-
zeichnungen die Geschlechtsmarkierung also nicht primér. Anders als bei Aus-
driicken wie Vater und Mutter, zu deren Bedeutungskern die Eigenschaften
,ménnlich‘ bzw. ,weiblich* gehoren, geht es bei der konkreten Verwendung von
Ausdriicken wie Lehrer oder Arzt oft um die Wahrnehmung oder Kennzeichnung
der jeweils Gemeinten nicht nach ihrem Geschlecht, sondern primir nach den
bezeichneten Fihigkeiten und Eigenschaften. Die morphologische Asymmetrie
der meisten Personenbezeichnungen im Hinblick auf die beiden Geschlechter
héngt damit zusammen, daB die Dichotomie ,minnlich‘ : ,weiblich‘, lexikalisiert in
Wortpaaren wie Mann und Frau, nur eine der kommunikativ und lebenspraktisch
wichtigen Unterscheidungen ist. Daneben gibt es viele andere, die sich mit
strereotypen Doppelformen andeuten lassen wie Freund und Feind, Arme und
Reiche, Kinder und Erwachsene, Arbeiter und Angestellte, Optimist und Pessimist,
Lehrer und Schiiler, Sieger und Verlierer. Daf} auch solche Dichotomien vorwie-
gend durch Maskulina ausgedriickt werden, liegt weniger an ,minnlicher Domi-
nanz der Sprache‘ als an der relativen morphologischen Einfachheit der Masku-
lina.

Die unmarkierten Maskulina eignen sich deshalb auch als geschlechtsunspezi-
fische Teile von Komposita und Ableitungen wie in lehrerhaft, drztlich, Assisten-
tenstelle, Biirgertum, Arbeiterklasse. Mit Sicherheit keine geschlechtsspezifische
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Bedeutung haben sie als Basisworter movierter Feminina wie Lehrer-in: denn die
Bedeutung von Lehrerin ist ja nicht etwa: ,weiblicher Mann, der lehrt’.

5. Personenbezeichnungen in Gesetzestexten

Zur Vorbereitung einer Anhorung am 9. Mai dieses Jahres wurde von dem
Niedersachsischen Landtagsausschuf§ fiir Gleichberechtigung und Frauenfragen
den Eingeladenen unter anderem die Frage gestellt:

»Wie beurteilen Sie die Tatsache, daB in Gesetzestexten Personen grundsatzlich in der

ménnlichen Form bezeichnet werden?“!?

Die gleiche Frage war schon vom Hauptausschuf8 des Hessischen Landtags zu
einer Anhorung am 6.3.1986 gestellt worden (Hessischer Ausschuf3 1986,
Anlage 1). Bei der hessischen Anhorung wurde vor allem mit historischen Deu-
tungen geantwortet, so der Auffassung, diese Bezeichnungsweise habe ,weit in
die Geschichte zuriickreichende gesellschaftliche Ursachen und diirfte der seit
Jahrhunderten tradierte sprachliche Reflex einer wesentlich patriarchalisch
gepragten Gesellschaft sein“.!® Ich halte diese Deutung fiir plausibel, aber fiir zu
einfach. Ein weiterer Grund ist wohl auch, daB die maskulinen Personenbezeich-
nungen meist einfacher sind als die femininen und sich deshalb fiir einen
geschlechtsneutralen Gebrauch besser eignen. Die Genusformen und ihr derzeiti-
ger Gebrauch lassen sich nicht ausschlieBlich aus der politischen und sozialen
Geschichte erkldren, zumal die sicherlich nicht weniger patriarchalischen Gesell-
schaften in anderen européischen Lindern andere sprachliche ,,Reflexe“ bewirkt
haben. Warum die deutsche Sprache bis heute drei Genera bewahrt hat, die
franzdsische nur zwei, die schwedische auch nur zwei, aber zwei andere!?, und die
englische gar keines?, 146t sich schwerlich zu unterschiedlichen sozialen Entwick-
lungen in diesen Landern in Beziehung setzen, sicherlich nicht zu Unterschieden
in der Entwicklung der rechtlichen Stellung von Frauen und Ménnern.

Mich hat an der Frage auch mehr die darin enthaltene Tatsachenfeststellung
interessiert, ,,daB in Gesetzestexten Personen grundsitzlich in der ménnlichen
Form bezeichnet werden“. Hierzu habe ich mir jeweils einige Teile des Strafge-
setzbuches (StGB), des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) und des Grundgeset-
zes (GG) etwas naher angesehen.

Die Texte unterscheiden sich in den Arten der verwendeten Personenbe-
zeichnungen nur wenig voneinander. Eindeutig geschlechtsspezifische Ausdriicke
gibt es nur wenige: im StGB Mann, Frau, Mddchen (meist im Zusammenhang mit

" Die Fragen sind in der Niederschrift iiber die AusschuBsitzung (Nieders. Ausschu8 1988)
leider nicht wiedergegeben. Siehe aber Hessischer AusschuBl (1986), Anlage 1.

18 Stellungnahme von Staatssekretiar Hans Joachim Suchan in: Hessischer AusschuB (1986),
Anlage 2, S.3.

19 Im Franzosischen Maskulin und Feminin, kein Neutrum; im Schwedischen und Dinischen
Neutrum und Utrum, dem morphologischen Zusammenfall von Maskulin und Feminin.

% DaB man sich im Englischen z. B. auf teacher mit she und he beziehen kann, zeigt gerade,
daB es dort keine formalgrammatischen Genera gibt.
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Sexualdelikten), im BGB Frau (§ 1786) und zweimal die fiirchterliche Frauensper-
son (8§ 825 und 847), im GG Mdnner, Frauen und Mutter. Die Bedeutungseigen-
schaft ,ménnlich legen auch einige wenige Ausdriicke wie Lehrherr (§196 BGB)
und Geschdftsherr (§ 678 ff.) nahe. Nach heutigem Rechtsverstindnis werden sie
jedoch nicht mehr geschlechtsspezifisch gedeutet.

Neben den genuslosen, geschlechtsiibergreifenden Ausdriicken Eltern und
Geschwister finden sich gelegentlich die geschlechtsneutralen Neutra Kind, Mit-
glied, im StGB auch Opfer (§ 177), auBerdem die geschlechtsneutralen Maskulina
Mensch, Vormund, Abkommling, wiederholt auch das geschlechtsneutrale Femi-
ninum Person. Unter den substantivischen Personenbezeichnungen iiberwiegen
jedoch Maskulina wie Tdater, Mittdter, Richter, Morder, Gehilfe, Glaubiger,
Schuldner, Besitzer, Empfiinger. Auch die vielen nominalisierten Partizipien und
Adjektive sind im Singular meist Teil maskuliner Ausdriicke wie ein Angehoriger,
Angeschuldigter, anderer, Dritter, Berechtigter, Beteiligter u.v.a. Ausdriicke wie
diese kommen auch im Plural vor und in Kasusformen, die nicht genuseindeutig
sind, wie z. B. einem Dritten, des Beteiligten (die auch Neutra sein konnen). Ich
bin nur auf eine geschlechtsspezifische Verwendung eines Partizips gestoBen, und
zwar mit der Bedeutung ,weiblich*: die Verfiihrte in §182 StGB. Und nur in
diesem Kontext ist Téter zweifellos als ,mannlich‘ zu verstehen.

Von solchen Einzelfillen abgesehen, von denen es noch einige weitere geben
mag, haben die nominalisierten Adjektive und Partizipien auch in maskuliner
Form keinen aus dem Kontext entnehmbaren mannerspezifischen Bezug. Aus-
driicke wie ein anderer und einen anderen konnen sich z. B. auch auf Prostituierte
beziehen (§§ 180a u. 181a StGB), und das sind ja zumindest nicht iiberwiegend
Minner.

Hiufig kommen auch die maskulinen Pronomina jemand, niemand und jeder
vor, und zwar durchweg ohne geschlechtsspezifische Deutungsmdéglichkeit, z. B.
»Jeder hat das Recht auf Leben und koérperliche Unversehrtheit“ (Art. 2,2 GG).2!
Im StGB erfolgt die Kennzeichnung von Personen meist gar nicht durch Substan-
tive, sondern durch Konstruktionen mit dem maskulinen Pronomen wer, z.B.:
»Wer eine Tat begeht, die durch Notwehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig*
(§32 StGB).

Wenn also in der erwihnten Frage des Landtagsausschusses ,ménnliche
Form‘ als maskulines Genus zu verstehen ist, 148t sich durchaus sagen, da8 das
Maskulinum als grammatische Kategorie bei den Personenbezeichnungen in
Gesetzestexten iiberwiegt. DaB es sich dabei nach heutigem Rechtsverstdndnis
nicht um eine Bevorzugung von Méannern handelt (als Tater, Morder, Mittdter wird
ja ohnehin niemand bevorzugt), sondern um ein Formulierungsprinzip, wird unter
anderem an zwei Textstellen deutlich, auf die ich durch eine gutachtliche Stellung-

2t Ein ausschlieBlich ,ménnlicher* Bezug gilt zur Zeit noch fiir Art. 4 (3) GG: ,,Niemand darf
gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden.“ Das liegt
jedoch nicht an dem maskulinen niemand, sondern an Art. 12 (3) GG.
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nahme von Ingrid Guentherodt®> aufmerksam wurde. In § 52 der StrafprozeBord-
nung (StPO) heiBt es unter anderem:
»Zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigt ist

1. der Verlobte des Beschuldigten,
2.der Ehegatte des Beschuldigten. . .“

Und in § 149 StPO heiBt es:

.Der Ehegatte eines Angeklagten ist in der Hauptverhandlung als Beistand zuzu-

lassen. . .*

Guentherodt nennt dies ein ,,Beispiel fiir die Perversion einer frauenfeindli-
chen deutschen Rechtssprache*. Ich halte die beiden Passagen wie manche andere
Gesetzesformulierung keineswegs fiir vorbildliches Deutsch. Im Zusammenhang
mit unserer Fragestellung sind sie aber vor allem vorziigliche Belege fiir
geschlechtsneutral verwendete Maskulina.

Ein besonders klares Beispiel fiir den geschlechtsneutralen Gebrauch masku-
liner Ausdriicke ist §611a BGB, der dem (maskulinen) Arbeitgeber verbietet,
einen (ebenfalls maskulinen) Arbeitnehmer ,wegen seines Geschlechts* zu be-
nachteiligen.

Zum Vergleich habe ich mir noch das Zivilgesetzbuch (ZGB) der DDR
angesehen, das erst 1975 beschlossen wurde. In den grammatischen Eigenschaften
der verwendeten Personenbezeichnungen unterscheidet sich dieser Text nicht von
den hierzulande geltenden Gesetzen. Kennzeichnend fiir die geschlechtsneutrale
Verwendung von Maskulina ist etwa das in § 3 ZGB genannte Prinzip ,,Jeder nach
seinen Fahigkeiten, jedem nach seiner Leistung* oder auch die Bestimmung § 100
(3): ,,Mieter einer Wohnung sind beide Ehegatten, auch wenn nur ein Ehegatte
den Vertrag abgeschlossen hat.*

An der historischen Tatsache, daB die dlteren gesetzlichen Bestimmungen
mit maskulinen Personenbezeichnungen in der Vergangenheit vorwiegend, man-
che auch ausschlieflich auf Ménner angewendet wurden, gibt es keinen Zweifel,
zumal die Frauen ihre rechtliche Gleichstellung erst seit dem Beginn dieses
Jahrhunderts nach und nach erreicht haben. An den sprachlichen Ausdrucksfor-
men hat sich bisher nichts gedndert. Geédndert hat sich aber die rechtssprachliche
Bedeutung vieler Ausdriicke, die frither stets oder meist auf Ménner angewendet
wurden. Von den wenigen geschlechtsspezifischen Spezialbestimmungen abgese-
hen, ist ,mdnnlich® als rechtserhebliche Bedeutungseigenschaft entfallen. Der
Bedeutungsumfang (anders gesagt: das Referenzpotential) von Ausdriicken wie
Kiufer, Schuldner, Vormund ist in rechtssprachlichen Texten groBer geworden,
und zwar nicht weil das Merkmal ,weiblich hinzugekommen wére, sondern weil
das Geschlecht als explizites oder inexplizites Definiens entfallen ist. Die sprachfe-
ministische Kritik an den ,Formen mit maskulinem Genus ..., die nach der
androzentrischen Sprachideologie als neutrale oder abstrakte Termini gelten und
je nachdem das Femininum mitmeinen sollen oder nicht .. .“ (Guentherodt 1984,

22 In: Hessischer Ausschufl (1986), Anlage 9, Folie 2.
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S.282), verkennt dieses semantische Phinomen. Im derzeitigen rechtssprachli-
chen Gebrauch meinen die Maskulina nicht das Femininum mit, was ohnehin
grammatisch abwegig wire, sie haben vielmehr iiberhaupt keine geschlechtsspezi-
fische Bedeutung. Anders als im Romischen Recht ist deshalb auch fiir die
Deutung der Personenbezeichnungen im geltenden deutschen Recht keine Ausle-
gungsvorschrift erforderlich. Die grundgesetzliche Bestimmung, daB Ménner und
Frauen gleichberechtigt sind, reicht zur rechtlichen Interpretation der Personen-
bezeichnungen vollig aus.

Damit beziehe ich mich nur auf die fachsprachliche Geltung maskuliner
Personenbezeichnungen im Rechtswesen. Dall diese Ausdriicke tatsachlich
geschlechtsneutral zu deuten sind, ist anders als bei ihrer gemeinsprachlichen
Verwendung empirisch leicht zu iiberpriifen. Jeder StrafprozeB und jeder Rechts-
streit, in den Frauen und Ménner verwickelt sind, liefert praktisch-semantische
Beweise.?*

Zu erwihnen ist eine weitere semantische Besonderheit bei der Verwendung
eines Teils der im Biirgerlichen Recht gebrduchlichen Ausdriicke wie Kdaufer,
Gliubiger, Eigentiimer. Im Gesetzeskontext sind diese Ausdriicke nicht nur als
Personenbezeichnungen zu interpretieren, sondern auch als Personifikationen. Sie
konnen niamlich auch auf die sog. juristischen Personen angewendet werden, also
auf Firmen, Gesellschaften, Vereine usw., denen sich kein Geschlecht zuschrei-
ben 1aBt.>

Der sprachfeministische Vorwurf, ,In der deutschen Gesetzessprache kom-
men Frauen so gut wie nicht vor“ (Bundes-Griine 1987), besteht demnach im
engeren Sinne nicht ,zu Recht‘. Er 14Bt sich unter Hinweis auf die derzeitige
rechtssprachliche Semantik beantworten mit: Ménner kommen da auch nicht
haufiger vor. Da Worter und Sitze keine Menschen sind, kénnen Minner und
Frauen sprachlich nur in der Weise ,,vorkommen®, daB sie in Texten als Denotate
oder Referenten sprachlicher Ausdriicke gemeint sind und verstanden werden. In
diesem Sinne kommen Méinner wie Frauen nur in den wenigen geschlechtsspezifi-
schen Rechtsvorschriften vor. Ansonsten kann sich ein Mann einer Frau gegen-

2 Deshalb ist auch eine Bestimmung wie die folgende im Referentenentwurf der Nieder-
sachsischen Regierung (1987) iiberfliissig und deshalb wohl auch wieder zuriickgenommen
worden:

»In Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Landes ... gelten personenbezogene
Bezeichnungen, soweit nicht anders bestimmt ist, fiir Manner und Frauen, auch wenn die
ménnliche Sprachform verwandt wird.“

Eine solche Bestimmung sagt letztlich nicht mehr, als da8 Art.3 (2) GG auch in
Niedersachsen gilt.

2 Die geschlechtsspezifische Deutung nichtfachlich gebrauchter ,generischer* Maskulina hat
Josef Klein (1987) in Befragungstests iiberpriift. Die Mehrzahl der ménnlichen und
weiblichen Befragten gaben als Vertreter von Einwohnern, Biirgern, Kunden usw. jeweils
einen Mann an. Diese Deutung erwies sich aber auch als abhingig vom Situationskontext
und galt im iibrigen auch fiir Doppelformen wie Biirgerinnen/Biirger. Nach einer
geschlechtsneutralen Deutung wurde in den Tests nicht gefragt.

» Diesen Hinweis verdanke ich Vors. Richter a. D. Dr. Heinz Fotheringham.
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iiber keine Vorteile mit dem Argument verschaffen, im Gesetz sei nur vom
Eigentiimer, nicht von einer Eigentiimerin die Rede. Ebensowenig wiirde einer
Frau das Argument helfen, im Strafgesetz komme nur der Titer, nicht die Taterin
vor.

Die Frage nach dem Vorkommen von Frauen und Minnern in der Gesetzes-
sprache hat noch einen anderen Aspekt. Die Personenbezeichnungen in Gesetzes-
texten beziehen sich genau genommen nicht auf Menschen als Individuen, zu
deren Identitat nun einmal auch das Geschlecht gehort. Ausdriicke wie Eigentii-
mer und Tater haben im Kontext einer gesetzlichen Vorschrift — linguistisch
gesprochen — gar keine Referenz, sondern nur ein Referenzpotential. Die Verfas-
ser eines Gesetzestextes und die Angehorigen der jeweiligen gesetzgebenden
Korperschaft mégen zwar an konkrete Personen gedacht haben, rechtlich gemeint
sind in dem beschlossenen Text keine bestimmten Menschen, sondern alle, auf die
die im Gesetz genannten Eigenschaften zutreffen. Und zu diesen Eigenschaften
gehort in den meisten gesetzlichen Bestimmungen nicht das Geschlecht.

Der Bezug auf einzelne Menschen wird nicht durch die Gesetze, sondern
durch andere Rechts- oder Verwaltungstexte hergestellt, also etwa durch
Bescheide, Anklageschriften, Vertrdge, Ernennungsurkunden usw. Erst in sol-
chen Texten konnen Personenbezeichnungen eine Referenz haben, zu deren
Bestimmung oft auch die Kennzeichnung des Geschlechts der Referenten gehort.
Bei explizit adressierten Texten dieser Art geschieht dies unter anderem durch die
Form der Anrede oder sollte jedenfalls hierdurch geschehen.

Das Fachsprachenargument allein entkriftet jedoch noch nicht die Kritik an
den Personenbezeichnungen in Gesetzestexten. Ein wichtiger Kritikpunkt konnte
sein, daB der juristische Sprachgebrauch wie in anderen Besonderheiten auch in
der Verwendung von Personenbezeichnungen vom nichtfachlichen Sprachge-
brauch abweicht, und zwar so erheblich, daB deswegen Gesetze und daraus
abgeleitete Rechtstexte fiir Nichtjuristen schwer zu verstehen sind.

Einige der Personenbezeichnungen im BGB haben sicherlich fiir viele Men-
schen keine oder nur eine sehr unklare Bedeutung. Ich habe z. B. keine Ahnung,
was ein Auslobender, ein Besitzdiener oder ein Eigenglaubiger tut. Das hat aber
nichts mit meinem Unvermogen zu tun, mir die bezeichneten Personen als
Mainner oder Frauen vorzustellen.

Bei dem gemeinsamen Bemiihen von Juristen und Linguisten — ménnlichen
und weiblichen — um verstindlichere Rechts- und Verwaltungstexte, das nur wenig
frither als der bundesdeutsche Sprachfeminismus einsetzte, hat die Frage der
geschlechtsspezifischen und geschlechtsneutralen Verwendung von Personenbe-
zeichnungen keine Rolle gespielt. Personenbezeichnungen wurden lediglich im
Zusammenhang mit den Anredeformen in Behérdenschreiben und Vordrucken
behandelt. DaB in Gesetzen und Verwaltungstexten Frauen stdndig ,ignoriert*,
Hunterdriickt, vielleicht sogar ,,sprachlich vernichtet“ werden oder ,,sprachlichen
Gynocid“ erleiden miissen (s. Pusch 1984, 11. u. 30), ist Hildegard Wagner bei
ihrer Untersuchung der deutschen Verwaltungssprache (1970, 3. Aufl. 1983)
anscheinend nicht aufgefallen. Gemerkt haben davon auch nichts die fiinf Wissen-
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schaftlerinnen, die sich an dem 1984 erschienenen Band der Akademie fiir
Sprache und Dichtung ,,Die Sprache des Rechts und der Verwaltung“ mit ldnge-
ren Beitragen beteiligt haben.?

Verstandlichkeit wird bezeichnenderweise in den derzeit vorliegenden Antri-
gen zur Anderung der Personenbezeichnungen in Gesetzen und Verwaltungstex-
ten nicht als Ziel genannt, sondern lediglich in einem Antrag als einschriankende
Bedingung (Bundes-CDU/CSU/FDP 1987). In der Begriindung und der parla-
mentarischen Diskussion der weitergehenden Regelungsvorschldge geht es immer
nur darum, daB der derzeitige Sprachgebrauch in Recht und Verwaltung ,,sexi-
stisch“ sei, daB Frauen durch die Verwendung der sog. ,méinnlichen Form* zur
Bezeichnung von Personen, Funktionen und Amtern benachteiligt werden. Wie
also sehen die geforderten sprachlichen Alternativen aus?

6. Zu den Sprachregelungen im einzelnen

Die weitergehenden Anderungsantrige gehen aus von der schon zitierten
Auffassung:

,Die ménnliche Form ciner Bezeichnung kann nicht als Oberbegriff angesehen wer-

den, der die weibliche und die mannliche Form einschlieBt.“ (s. Hessen-Griine 1985.

Hessen-HauptausschuB 1986)

Abgesehen von der etwas kuriosen Formulierung, da8 ein ,,Oberbegriff . . .
Formen(?) einschlieBt“, finden sich solche Sitze auch in schon geltenden Verwal-
tungsvorschriften. So heilt es in einem Bremischen Senaterla vom 3.9. 1985:

»Die minnliche Form einer Bezeichnung kann grundsétzlich nicht als ein Oberbegriff

angesehen werden, der weibliche und miannliche Personen einschlieBt. Abweichungen

von dieser Regel sind mit der Bremischen Zentralstelle fiir die Verwirklichung der

Gleichberechtigung der Frau abzukldren.“?’

Wenn in solchen Bestimmungen generell ,,mannlich* als maskulin und ,,weib-
lich“ als feminin gemeint ist, bleiben nur wenige geschlechtsneutral verwendbare
Ausdriicke iibrig. Person und die oft als ,,geschlechtsneutral“ erwihnten Schreib-,
Hilfs- und Lehrkrifte sind ja Feminina, Mensch und Pronomina wie jemand und
wer Maskulina. Keine Probleme diirfte es mit Pluralformen wie die Minister, die
Mitarbeiter, die Tater geben, denn im Plural gibt es, wie schon gesagt, kein Genus.
Andererseits wiren auch genuslose Pluralformen wie Ministerinnen, Mitarbeiterin-
nen, Titerinnen nicht geschlechtsneutral.

Ich vermute jedoch, daf} die Verfasser dieser Antridge und Bestimmungen an
solche grammatischen Fragen gar nicht gedacht haben. Sie hatten vermutlich vor
allem Paare von Bezeichnungsformen wie Minister : Ministerin, Mitarbeiter :
Mitarbeiterin und dhnliche im Sinn.

% Es waren Elisabeth Giilich, Svea Haske, Christa Joisten, Els Oksaar und Hildegard
Wagner. Zum Thema ,,Recht u. Sprache* siche auch Wassermann/Petersen (1983).

27 Bremischer Senat (1985). Eine dhnliche Bestimmung findet sich auch im Gemeinsamen
RunderlaB der Hessischen Regierung (1984).
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Die Feststellung, daB ein maskuliner Ausdruck nicht als ,,Oberbegriff* fiir
weibliche und ménnliche Personen angesehen werden konne, ist als deskriptive
Aussage falsch. Maskuline Personenbezeichnungen werden je nach Kontext und
Mitteilungsintention haufig geschlechtsneutral gebraucht, auch von Frauen. Die
beiden zitierten Sétze haben mit der Formulierung ,.kann nicht ... angesehen
werden lediglich die Form einer Tatsachenfeststellung. Sinn haben sie nur als
normative Regelung, als Verbot, maskuline Ausdriicke als geschlechtsneutrale
Personenbezeichnungen zu gebrauchen. Was soll an deren Stelle treten?

Von den beantragten Regelungen zur Ersetzung der geschlechtsneutral ver-
wendeten Maskulina ist der Vorschlag der hessischen Griinen, im Gesetzestext
~entweder eine neutrale Form oder die weibliche Form“ zu verwenden, lingu-
istisch besonders problematisch. Da es nur wenige Personenbezeichnungen gibt,
die wie Mitglied generell geschlechtsneutral verwendet werden, blieben nach
dieser Regelung in der Mehrzahl der Falle nur movierte Feminina wie Ministerin,
Mitarbeiterin und Titerin iibrig. Die Verwendung des ,,geschlechtsneutralen Femi-
ninums“, von ,femininen Oberbegriffen”, wird seit einigen Jahren von Luise
F.Pusch propagiert, weil sie, wie sie schreibt, ,des ewigen hoflichen Splittens
miide* ist (in Hellinger 1985, S.36). Letztlich geht es ihr aber bei diesem
idiosynkratischen Sprachgebrauch darum, auf die Belange der Frauenbewegung
aufmerksam zu machen. Sie sagt (Pusch 1986): ,Frauen, die konsequent das
umfassende Femininum verwenden, empfinden dies als sehr lustvoll — auch weil
die Reaktionen der Ménner auf diese Strategie so komisch und entlarvend sind.“
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daff dieselbe Autorin nur wenige
Jahre frither das Suffix -in noch als ,,hochgradig diskriminierend“ bezeichnet hat
(Pusch 1984, S. 64).

Das linguistische Hauptproblem der Einfithrung eines ,geschlechtsneutralen
Femininums*® wire, daB damit nicht an einen etablierten Sprachgebrauch ange-
kniipft werden konnte, sondern nur an die ,lustvollen“ Sprachspiele einiger
weniger Sprachfeministinnen. Anders als die maskulinen Personenbezeichnungen
sind die movierten Feminina morphologisch markiert und haben nach allgemei-
nem Sprachgebrauch stets die Bedeutungseigenschaft ,weiblich‘. Diese Zuord-
nung von Bedeutung und markierter sprachlicher Form wiirden sich den vielen
deutschsprachigen Menschen zumindest nicht rasch per Gesetz austreiben lassen,
zumal das Ergebnis sehr unpraktisch wire. Konsequenterweise miifite namlich das
geschlechtsneutrale Femininum auch im Bereich der Wortbildung an die Stelle der
unmarkierten Ausdriicke treten. Es wiren also Ausdriicke wie arztinlich, Ministe-
rinprdsidentin und Biirgerintum zu erwarten. In seiner Kritik des Sprachfeminis-
mus spricht Gerhard Doerfer (1985) deshalb statt von Linguistik auch konsequent
von ,,Linguistinik®.

Der Vorschlag der niedersidchsischen Griinen wiirde, da die vorgebliche
»Ausnahme* nur als Regel gedeutet werden kann, auf das gleiche Ergebnis wie
die von den hessischen Griinen beantragte Regelung hinauslaufen. In der Begriin-
dung wird auch unmifverstandlich fiir die Einfihrung des ,.generischen Femini-
nums* plidiert (Nieders. Griine 1987, S. 3).
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Ernster zu nehmen sind die verschiedenen vorgeschlagenen Regelungen, in
Gesetzen und Verwaltungstexten Personen mit ,geschlechtsneutralen” oder
gleichzeitig mit ,,minnlichen” und ,weiblichen“ Formen zu bezeichnen. Eine
solche Regelung gibt es schon als Regierungserlal im Saarland (Saarl. Regierung
1986) und als EntschlieBung des Hessischen Landtags. In die gleiche Richtung
gehen die Antrige der Griinen und der Regierungskoalition an den Bundestag.
Der Antrag der Bonner Regierungskoalition unterscheidet sich jedoch von den
anderen durch die Einschriankungen, ,soweit dies sachlich gerechtfertigt ist und
die Lesbarkeit und die Verstindlichkeit des Gesetzestextes nicht beeintrdchtigt
werden®.

Da bei den allermeisten Vorkommen von Personenbezeichnungen in Geset-
zestexten wenigstens eine dieser Einschrankungen greifen wiirde, ist der zuletzt
genannte Sprachregelungsvorschlag weitgehend leer. Wenn in Gesetzen und
anderen allgemeinen Vorschriften auf Personen mit Doppelkonstruktionen aus
maskulinen und femininen Nomina Bezug genommen wird, so beeintrachtigt dies
durchweg die Lesbarkeit und Verstiandlichkeit und wire auBerdem sachlich nur
selten zu rechtfertigen. Die Rechtfertigung miiBte ja darin bestehen, da3 die neue
Ausdrucksweise die rechtserheblichen Eigenschaften genauer angibt als die bishe-
rige.

Was die Vermengung von Genus und Sexus im Hinblick etwa auf Pronomina
wie jemand und wer und Substantive wie Mensch und Person angeht, so belasse ich
es bei den schon gegebenen Hinweisen. Genus- und sexusneutrale Formulierun-
gen durch Gebrauch pluralischer Adjektive und Partizipien wie die Abgeordneten
sind nicht durchgéingig moglich. Haufiges Splitting, d.h. der Gebrauch von
Doppelausdriicken wie die Biirgerinnen und Biirger oder der Titer bzw. die
Tdterin, waren unvermeidbar.

Beispiele von Texten, die nach sprachfeministischen Vorstellungen (vor der
Propagierung des ,geschlechtsneutralen Femininums*) abgefaBt sind, gibt es
schon. Da sind die Stellenanzeigen, die mit Schrégstrichkonstrukten wie ,,Gesucht
wird ein/e wissenschaftlicher/e Mitarbeiter/in, der/die . ..“ bekunden, daB3 §611b
BGB beachtet wird. Eine solche Notation ist aber als generelles Formulierungs-
muster nicht sinnvoll auf Gesetze und Verwaltungstexte iibertragbar. Die Schrig-
strichausdriicke sind ja keine Worter, sondern rein schriftsprachliche Gebilde, die
sich weder vorlesen noch sonstwie miindlich verwenden lassen. Das fillt bei
Stellenanzeigen nicht so auf, weil sie meist nicht laut gelesen werden.

Deutlicher wird diese Komplikation bei Vorschriften und Ordnungen, die
auch miindlich zitierbar sein miissen. In der am 5.11.1987 beschlossenen
Geschiftsordnung fiir den Rat der Stadt Marl kann man viele Formulierungen
finden wie:

»Der/Die Biirgermeister/in fiihrt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner/ihrer Verhinde-

rung iibernimmt sein/ihr/e Stellvertreter/in den Vorsitz.“ (Stadt Marl 1987, § 8)

Solche Ausdriicke werden auch nicht dadurch lesbarer und sprechbarer, da
statt der Schrégstriche andere graphische Zeichen gebraucht werden.? Miindlich
zitierbar werden diese Bestimmungen erst, wenn man die mit den Schrégstrichen
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angezeigten Abkiirzungen zuriicknimmt. Nicht als ob das Ergebnis verstandlicher
wiirde. Die ungekiirzte Version der Marler Geschiftsordnungsbestimmung
konnte etwa lauten:

.Der Biirgermeister oder die Biirgermeisterin fiihrt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner

bzw. ihrer Verhinderung iibernimmt sein Stellvertreter bzw. seine Stellvertreterin bzw.

ihr Stellvertreter bzw. ihre Stellvertreterin den Vorsitz.“

Die zu Anfang erwihnte Funktion des Genus, namlich syntaktische Zusam-
menhinge im Nominalbereich herzustellen, wirkt sich hier bis zur grammatischen
Hermetik des Textes voll aus. Koordinationen von genusverschiedenen Substanti-
ven fithren zu morphosyntaktischen Komplikationen, weil jeweils zwei Kongru-
enzstrukturen in die lineare Abfolge eines Satzes gezwingt werden miissen.
Besondere Schwierigkeiten ergeben sich bei den Possessiva ihr und sein, weil
deren Form im Singular von zwei Seiten bestimmt wird.

Beispiele wie das aus dem Rat der Stadt Marl lassen sich leicht in anderen
neueren Rechtstexten finden®, etwa dem Saarldndischen Krankenhausgesetz
(SKHG) vom 15.7.1987, das eine Reihe von Formulierungen enthélt wie in §25
(7):

~Der/Die sterbende Patient/Patientin hat im besonderen MaBe Anspruch auf eine

seiner/ihrer Wiirde entsprechende Behandlung und Unterbringung. Hierzu gehort

auch ihm/ihr auf seinen/ihren Wunsch hin das Sterben zu Hause zu erméoglichen*.

Bei der Anhorung des mit Sprachregelungsantrigen befaBten niedersichsi-
schen Landtagsausschusses am 9. 5. 1988 wurde unter anderem Artikel 20, Satz2,
der Vorlaufigen Niedersédchsischen Verfassung als Beispiel fiir diskriminierenden
Sprachgebrauch genannt. Er lautet:

,Der Ministerprasident beruft die Minister. Er ernennt seinen Stellvertreter.*

Selbst einige der befragten Experten hatten Schwierigkeiten, diese beiden
Sitzchen ,nichtsexistisch’ umzuformen. Das Ergebnis wiirde sich nicht wesentlich
von der ausformulierten Stelle aus der Marler Geschéftsordnung unterscheiden:

.Der Ministerpréasident oder die Ministerprasidentin beruft die Minister bzw. Ministe-
rinnen. Er ernennt seinen Stellvertreter bzw. seine Stellvertreterin bzw. sie ihren
Stellvertreter bzw. ihre Stellvertreterin.“

Anders als in Anredeformen wie Sehr geehrte Damen und Herren oder Liebe
Mitbiirgerinnen und Mitbiirger lassen sich die textinternen grammatischen Folgen
der Ersetzung von Nominalgruppen mit nur einem Substantiv durch solche mit

% Aus dem Schweizer Sprachfeminismus stammt die Schreibung des groBen I anstelle des
Schrégstrichs vor Movierungssuffixen, z. B. MinisterIn, MitarbeiterInnen. Aber auch diese
Schreibung bietet keine Aussprachehilfe.

» Weitere Beispiele sind: die Saarlindische Verordnung iiber die Ausbildung und Priifung
der Beamten und Beamtinnen des Gerichtsvollzieherdienstes (AO JGV) vom 11.3.1988;
das Rundfunkgesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (LRG NW) vom 11. 1. 1988 (bes.
§55); die Ausbildungs- und Priifungsordnung fiir den hoheren Dienst an wissenschaftli-
chen Bibliotheken im Lande Hessen vom 24.3.1987. Auf diese Texte machte mich Dr.
Eggert Winter vom Hessischen Justizministerium aufmerksam.
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zwei koordinierten Substantiven nicht lokal begrenzen. Mit Behinderungen der
Verstandlichkeit ist in solchen Fillen fast immer zu rechnen.

7. Schlufdiskussion

Das Entscheidende ist: All dieser Formulierungs- und Entschliisselungsauf-
wand ist letztlich unnotig und nutzlos, weil er keinen Zuwachs an rechtlich
relevanten Informationen bewirkt. Die Information, da es Menschen zweierlei
Geschlechts gibt, ist nicht neu; sie braucht nicht an jeder nominalen und pronomi-
nalen Textstelle, die auf Menschen Bezug nimmt, expliziert zu werden. DafB}
Menschen wegen ihrer Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft,
ihres Glaubens, ihrer religiosen oder politischen Anschauungen nicht benachtei-
ligt oder bevorzugt werden diirfen (s. Art.3 (3) GG), wird auch nicht in jeder
gesetzlichen Bestimmung erneut bestitigt.

Eine gesetzlich verordnete Ausdehnung sprachfeministischer Formulierungs-
prinzipien auf alle Gesetze und allgemeine Vorschriften hétte neben der Schwer-
verstandlichkeit der Texte den Nachteil, daB Doppelausdriicke wie Minister bzw.
Ministerin, Tdterin bzw. Titer, Beamtinnen und Beamte keineswegs Geschlechts-
neutralisierung der Personenbezeichnungen bewirken, sondern eine betonte
Geschlechtskennzeichnung. Im unmittelbaren Kontext eines geschlechtsspezifisch
markierten Femininums hat das entsprechende Maskulinum eindeutig das Bedeu-
tungsmerkmal ,ménnlich‘. Minister allein kann in allgemeinen Bestimmungen
geschlechtsneutral verwendet werden, zumal bekannt ist, da es auch weibliche
Minister gibt. In einer Konstruktion mit Ministerin kann aber das Denotat von
Minister nur als ,ménnlich verstanden werden.

Auf diese Weise wiirde das Geschlecht als wichtige Eigenschaft der von
Gesetzen und anderen Vorschriften Betroffenen hervorgehoben. Das Geschlecht
wiirde also auch bei allen Amtern, Funktionen und sonstigen politischen und
sozialen Rollen betont, deren Inhaber gerade nicht nach ihrem Geschlecht han-
deln sollten oder behandelt werden sollten. Die Sexusunterscheidung wiirde damit
als grundlegendes rechtliches Wahrnehmungskriterium in Gesetzen und Verwal-
tungstexten festgeschrieben.

Andererseits wiren die Auswirkungen auf den auBerjuristischen Sprachge-
brauch schon wegen der grammatischen Schwerfilligkeit und der Schwerverstand-
lichkeit solcher Texte vermutlich sehr gering. Welche Sprachverdnderungen sich
allgemein durchsetzen, 148t sich am Beispiel von Frau und Frdulein beobachten.
Fraulein wird seit einigen Jahren auch auBerhalb der offentlichen Verwaltung als
Anredeform fiir unverheiratete weibliche Menschen immer weniger gebraucht.
Das Anredeparadigma vereinfacht sich dabei zugunsten der Form Frau. Diese
Anderung setzt sich sicherlich auch deshalb durch, weil sie eine Erleichterung des
Sprachgebrauchs fiir alle bedeutet. Der Gebrauch von Frau ist besonders in
Verbindung mit Namen einfacher geworden, weil das Bedeutungsmerkmal ,ver-
heiratet* entfallen ist.

Dagegen hat sich der Gebrauch des pronominalen frau trotz gut zehnjéhriger
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sprachfeministischer Bemiihungen nicht allgemein durchgesetzt und das vermut-
lich weniger wegen des Widerstands von Méannern, sondern weil es den Sprachge-
brauch ohne Vorteil erschwert. Der besondere Gebrauchswert des pronominalen
man liegt in seiner semantischen Unbestimmtheit. In einem Pronominalparadigma
mit frau geht diese fiir viele kommunikative Zwecke niitzliche Bedeutungsbe-
stimmtheit von man teilweise verloren. Deshalb ist pronominales frau bis heute
kaum iiber den Status eines sondersprachlichen Kuriosums hinausgelangt.

Die beiden Beispiele sind auch niitzlich fiir die Einschitzung der angestreb-
ten Regelungen zur Anderung des Sprachgebrauchs in Rechts- und Verwaltungs-
texten. Die Ersetzung geschlechtsneutral verwendeter Maskulina durch
geschlechtsspezifizierende Doppelkonstruktionen verkompliziert die Texte gerade
in den Fillen, in denen es aus rechtlichen Griinden auf das Gechlecht der damit
Bezeichneten nicht ankommt — nicht ankommen darf. Sie bewirkt wie pronomina-
les man : frau eine unnétige, ja storende Uberspezifikation.

Neben den Ausdriicken, die unabhédngig von ihrem Genus generell
geschlechtsneutral gebraucht werden (u.a. Person, Mensch, wer, jemand), und
genus- und sexusneutralen Pluralformen wie die Abgeordneten, die Anspruchsbe-
rechtigten sollten deshalb weiterhin konsequent die morphologisch unmarkierten
Maskulina gebraucht werden, sofern es nicht um geschlechtsspezifische Bestim-
mungen geht. Auch dies 14Bt sich als ,,sprachliche Gleichbehandlung® rechtferti-
gen, daB namlich im Gesetz fiir Frauen und Ménner nicht verschiedene, sondern
die gleichen Formen von Funktions-, Berufs- und sonstigen Eigenschaftsbezeich-
nungen verwendet werden.

Das Argument, daB damit Frauen unter ,minnlichen‘ Ausdrucksformen
subsumiert wiirden, ist nur auf den ersten Blick zutreffend. Wortausdriicke haben
ohnehin kein Geschlecht. Ob mit Ausdriicken wie Tdter, Minister und dhnlichen
das Bedeutungsmerkmal ,ménnlich‘ verbunden ist oder nicht, 148t sich nicht durch
die Suche nach fritheren oder ,eigentlichen Bedeutungen ermitteln, sondern
hangt von dem Gebrauch ab, der von diesen Ausdriicken derzeit gemacht wird
und den Frauen und Minner kiinftig davon machen. Durch die generelle Verwen-
dung des Ausdrucks Frau, mit dessen Verwendung als Anredeform frither das
Merkmal ,verheiratet’ verbunden war, werden nach Wegfall von Fraulein nicht
alle angesprochenen Frauen zu Ehefrauen erklart. Ebensowenig werden Frauen,
auf die Ausdriicke mit vorwiegend ,méannlicher Geschichte wie Minister, Profes-
sor oder Biirgermeister angewendet werden, damit zu Ménnern erklirt; vielmehr
hat sich in solchen Verwendungen die Bedeutung der Ausdriicke geindert. Sie
werden die fiir manche Menschen noch vorhandene Konnotation ,ménnlich¢ in
dem MaBe verlieren, in dem mehr Frauen als bisher zu Ministern und Professoren
ernannt und zu Biirgermeistern gew#hlt werden.

Sprachfeministinnen, die die grammatische Kategorie des Maskulinums zum
Ausdruck des Ménnlichen schlechthin hypostasiert haben, werden das schwerlich
akzeptieren. Uber die Beweggriinde fiir die Forderung nach Anderung des
Sprachgebrauchs schreibt Pusch (1984, 106):

»Sprachpolitik leistet dhnliches wie spektakulire feministische Aktionen: Sie sichert
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uns einen hohen Aufmerksamkeitswert, indem sie fiir uniiberseh- und -horbare weibli-

che Préasenz sorgt.“

Falls es bei den Sprachinderungsantrigen vornehmlich darum geht, die
politische Offentlichkeit auf die sozialpolitischen Ziele der Frauenbewegung
aufmerksam zu machen, ist dagegen nichts einzuwenden. Das Ziel, die Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter auch in den Lebensbereichen zu verwirklichen, in
denen Frauen noch benachteiligt sind, rechtfertigt auch polit-linguistische Aktio-
nen. Nur sollten die beantragten Sprachregelungen nicht tatsichlich als Gesetze
beschlossen werden. Auch in der ,weichen‘ Fassung der niedersédchsischen Lan-
desregierung wiirde ein solches Gesetz keine positiven Folgen haben. Mit der
behordlichen Exekution von Sprachregelungen, durch welche die fiir Laien ohne-
hin schon schwer zuginglichen Rechts- und Verwaltungstexte noch schwieriger
wiirden, wire niemandem gedient.

Politiker, die mit den vorliegenden Gesetzesantragen befaBt sind, sollten sich
deshalb durch suggestive Redeweisen wie denen von den ,ménnlichen* und
»~weiblichen“ Formen nicht verwirren lassen. Die Forderung nach ,sprachlicher
Gleichbehandlung*“ 148t zwei verschiedene Folgerungen zu, von denen eine darauf
hinauslduft, daB Frauen und Minner sprachlich unterschiedlich behandelt wer-
den, ndmlich mit verschiedenen Ausdriicken.

Die einzige Regel, die ich fiir den Gebrauch von Personenbezeichnungen
vorschlage — nicht als gesetzliche Bestimmung, sondern als Empfehlung fiir den
mitmenschlich-hoflichen Sprachgebrauch - ist: Frauen und Ménner sollten als
Individuen stets mit Berufs-, Amts- und sonstigen Funktionsbezeichnungen in der
Form angeredet und bezeichnet werden, die sie fiir sich wiinschen. Dies ist auch
als Formulierungsprinzip fiir die Verwaltungs- und Rechtstexte denkbar, die im
Unterschied zu allgemeinen Bestimmungen und Vorschriften an Individuen als
unmittelbare Adressaten gerichtet sind. Wenn eine Frau in fiir sie bestimmten
AuBerungen als Beamtin, Lehrerin, Ministerin oder auch Tidterin bezeichnet
werden mochte, entspricht dies ohnehin der allgemeinsprachlichen Konvention,
auf Frauen mit geschlechtsmarkierten Ausdriicken zu referieren.

Vielleicht konnten sozialpolitisch engagierte Frauen aber auch erwigen, ob
nicht eine andere Strategie zu einer auch sprachlich gemeinsamen Zukunft von
Miénnern und Frauen mehr beitragen wiirde als die forcierte sprachliche
Geschlechtskennzeichnung, die Strategie namlich, auch im Sprachalltag immer
dann, wenn Rechte, Pflichten, professionelle Aufgaben und Leistungen nicht nach
den Merkmalen ,minnlich‘ und ,weiblich‘ unterschieden und bewertet werden
sollten, den Gebrauch movierter Feminina bewuft zu vermeiden und sich auch
von anderen nicht mit solchen Ausdrucksformen anreden oder bezeichnen zu
lassen.3

Ein solches Verfahren hitte zudem den Vorteil, daB8 es ohne unaussprechli-
che Notationen und grammatische Komplikationen praktiziert werden konnte.

% Einen solchen Vorschlag habe ich schon vor mehreren Jahren gemacht. Siehe hierzu
Pusch (1984), 46. f.
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Diese Uberlegungen reichen aber schon weit iiber die spezielleren Probleme
hinaus, die mit den beantragten staatlichen Sprachregelungen verbunden sind.

Der Sprachgebrauch im Rechtswesen und der 6ffentlichen Verwaltung ist in
vielerlei Hinsicht zu kritisieren, vor allem unter dem Aspekt der Verstandlichkeit
fiir die von Gesetzen und Verwaltungsakten betroffenen Laien. Fiir die Abfassung
neuer Gesetze und die inhaltliche und sprachliche Modernisierung alter ist deshalb
die Zusammenarbeit von Juristen und Linguisten noch zu verstérken. Die derzeiti-
gen Bemiihungen um ,sprachliche Gleichbehandlung' diirfen dabei nicht unabhén-
gig von den Verstindlichkeitsproblemen gesehen werden. Ich halte sie im iibrigen
fiir gut gemeinte Versuche am untauglichen Objekt.
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